
DVI IIH I1I 
*O3O65U* j 

Europãisches Patentamt 	European Patent Office 
Beschwerdammem 	 Boards of Appeal 

Verdlifentlichung Im Amtsblatt 	Ja/N.+4. I 
lPubIIcetlon In the OffIcle) Journel Vss/N 	I 
Publication au Journej Officlel 	Oui/iJ 

.3 

Aktenzeichefl / Case Number I No  du recours : 	T 25 / 85 

Office european des brevets 
Chambm do rocours 

Anmeldenummer / Filing No! N0 de Ia demande: 	80 104 387.8 

Veroffentlichungs-Nr. / Publication No / No  de Ia publication: 	0 025 498 

Bezeichnung der Erfindung: Neue Gelatinen 
Title of invention: 
litre de l'invention: 

Klassifikation / Classification I Classement: 	C 09 H 3/00 

ENTSCHEIDUNG I DECISION 
vom/of/du 	18. Dezember 1985 

Anm'ldtr/ !'Ii''n' I omeur.-- 

Patentinhaber / Proprietor of the patent / Deutsche Gelatine—Fabriken, 
Titulairedu brevet: 	 Stoess & Co. GmbH (Beschwerdegegner) 

Einsprechender/ Opponent! Opposant: Wunderlich, Jens—Christian (BeschwerdefUhrer) 

V 

Stichwort./ Headword / Référence: Einsprechender - Identifizierbarkeit / 
Deutsche Gelatine-Fabriken 

EPO/EPC/CBE 
Artikel 99 (1) , Regein 55a) , 56 (1) (2) 

"Unzulässigkeit des Einspruchs" 

Leitsatz / Head note I Sommaire 

Steht die Identität elnes Einsprechenden vor Ablauf der 

Einspruchsfrist nicht fest, so ist der Einspruch unzulässig. 



Europäisches 
Patentamt 
Beschwdekammern 

Aktenzeichen:T 25 

European Patent 
Office 
Boards of Appe& 

/ 85 

Office européen 
des brevets 
Chrnbaz da recours 

ENTSCHEIDUNG 
der Technischen Beschwerdekammer 3.3.1 

vom 18. Dezember 1985 

Beschwerdefiihrer: Wunderlich, Jens-Christian 

(Einsprechender) 

Vertreter: 	 Patentanwlte 
Phys. Bartels, Dipl.-Ing. Fink 
Dipl.-Ing. Held 
Lange Stra(?e 51 
0-7000 Stuttgart 1 

Beschwerdegegn: Deutsche Gelatine-Fabriken, Stoess & Co. GmbH 

(Patentinhaber) 
Gane1sbacher Strai3e 2 
6930 Eberbach 

Vertreter: 

des Formalsachbearbeiters 

Angefochtene Entscheidung: 	Entscheidu ng'der E inspruchsabteilung des Europäischen Patentamts 

vom 23. Oktober 1984 , mit der der Einspruch gegen das euro-

paische Patent Nr. 0 025 494 	aufgrund 

der Regel 56 EPO als 

unzulässig verworfen warden 1st. 

Zummensetzung der Kammer: 

Vorsitzender: K. Jahn 

Mitglied: 	0. Bossung 

Mitglied: 	G. Szabo 

1 



2 	 T25/85 

Sachverhalt und Aritrge 

I. Gegen das europische patent mit der veröffentlichungsnuinmer 

0 025 494, auf dessen Erteilung im Europäischen Patentblatt 

am 16. Februar 1983 hingewiesen worden ist, wurde am 

15. November 1983 ein Einspruchsschreiben unter Zahiung der 

Gebuhr eingereicht. 

Im Briefkopf des Schreibens 1st eine Sozietät dreier beim EPA 

zugelassener Vertreter (nachfolgend: Vertreter) angegeben. 

Das. Schreiben beginnt mit den Worten "Hiermit erheben wir 

Einspruch .. ." und schliei3t mit "Eine Untervollmacht fUr den 

Unterzeichner dieses Schriftsatzes wird nachgereicht". Als 

Unterzeichnender erscheint ein weiterer Vertreter. Das 

Schreiben enthält keinerlei Hinweis, von wem die als Grund-

lage der Untervollmacht vorausgesetzte Vollmacht ausgehen, d. 

h. wer Auftraggeber des Einspruchs bzw. der Einsprechende 

sein k5nnte. 

II. Der Formalsachbearbeiter der Einspruchsabteilung beanstandete 

das am 25. November 1983 eingegangene Einspruchsschreiben zu-

nachst unter verwendung des Forrnblatts EPA Form 2302.2 - 

04.81 "Mitteilung von behebbaren Mnge1n des Einspruchs", in 

dem er je gesondert die drei Felder ankreuzte, die besagen, 

daB (1.)  der Name, (2.) die Anschrift und (3.)  der Staat des 

Wohnsitzes des Einsprechenden fehien. Das Formblatt enthält 

(vorgedruckt) folgende Aufforderung: "Sie werden gebeten, den 

angekreuzten Mangel innerhaib ether Frist von 2 Monaten 

zu beseitigen". Handschriftlich war hinzugefugt "... oder 

eindeutig zu erklären, daB der Einspruch im eigenen Namen und 

Interesse eingelegt wurde". Der vorgedruckte Text fhrt fort: 

"Wird der Mangel nicht rechtzeitig beseitigt, so wird 

(handschriftlich geandert in "k5nnte") der Einspruch als 

unzulässig verworfen werden". 
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III.Von Seiten der Vertreter wurde eine Erklrung, daB der 

Einspruch im eigenen Namen und Interesse erfolge, nicht 

abgegeben. Vielmehr ging am 25. November 1983 die Unter-

vollmacht der Sozietät fUr den unterzeichner der Einspruchs-

schrift und am 17. Januar 1984 die Vollmacht des eigentlichen 

Auftraggebers und nunmehrigen BeschwerdefUhrers fUr die 

Soziett em. 

IV. Nachdem der Formalsachbearbeiter der Einspruchsabteilung in 

einem weiteren Bescheid vom 21. Mai 1984 auf die anstehenden 

Rechtsfragen hingewiesen hatte, verwarf er durch Entscheidung 

vom 23. Oktober 1984 den Einspruch aufgrund der Regel 56 (1) 	( 
EPU als unzulässig. Die BegrUndung folgt weitgehend einer 

Entscheidung vom 15. Februar 1984, die eine Einspruchsabtei- 

lung in der Besetzung mit drei technischen und einem 

juristischen Mitglied in einem Uhnlichen Fall erlassen hatte 

(veröffentlicht unter dem Stichwort SlEinspruch  Zulassigkeit" 

In GRUR mt. 1984, 699). Dabei wird im wesentlichen folgendes 

dargelegt: 

Obwohl nach Artikel 99 (1) EPU " jedermann "  berechtigt sei, 

Einspruch einzulegen, mUsse doch bis zurn Ende der Einspruchs-

frist die Identitt desjenigen, der nach Artikel 99 (4) Be-

teiligter am Einspruchsverfahren sei, festliegen. Diese Not-

wendigkeit ergebe sich u.a. auch aus verschiedenen Vor- 

schriften des Ubereinkommens - so der vorgeschriebenen 	 ( 

Sprache (Regel 1 (1) EPU), der Hhe der EinspruchsgebUhr 

(Regel 6 (3) EPU), den Vertretungserfordernissen (Artikel 133 

(2) und  (3) EPU), wie auch aus den aligerneinen Verfahrensvor-

aussetzungen der Rechts- und Geschaftsfhigkeit. Der Anwen-

dungsbereich von Regel 56 (1) in Verbindung mit Artikel 99 

(1) EPU einerseits und Regel 56 (2) in verbiridung mit Regel 

55 a) EPU andererseits sei so abzugrenzen, daB Mngel und 

LUcken in den Angaben Uber den Einsprechenden nach Regel 56 

(2) EPU auf Aufforderung zu berichtigen sind, whrend die 

Identitt des Einsprechenden am Anfang des Verfahrens nach- 
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prufbar feststehen mUsse. Sei dies nicht der Fall, fehie eine 

person, die als " jedermann "  im Sinne von Artikel 99 (1) Satz 

1 EPU das Einspruchsverfahren eingeleitet habe. 

V. Gegen diese Entscheidung legte der BeschwerdefUhrer am 

4. Dezember 1984 unter Zahiung der GebUhr Beschwerde ein und 

begrUndete sie zugleich. Nach einem Zwischenbecheid ergnzte 

er seine BegrUndung; sie lI3t sich wie folgt zusammenfassen: 

Mit dem Rechtsinstitut des Einspruchs wUrden Belange der 

ffentlichkeit verfolgt. Deswegen könne der Einspruch von 
uj edermann 1u eingelegt werden. Aus dem Gebrauch dieses Wortes 

sei zu erkennen, daB der Gesetzgeber der Aufgabe des Einspre-

chenden, im Interesse der Ailgemeinheit einen unberechtigten 

patentschutz zu verhindern, eine groL3e Bedeutung zumesse. 

Dementsprechend solle ein Einspruch nicht deswegen scheitern, 

weil der Einsprechende infolge eines Versehens bei Ablauf der 

EinspruchsfriSt fUr das patentamt noch nicht identifizierbar 

sei. Die Identifizierung könne, wie sich aus Regel 55 a) und 

56 (2) EPU ergebe, nachgeholt werden. Dies werde durch das 

erwhnte Formblatt, das dem Volizug dieser Regein dient, 

bestätigt. Hierdurch sei auch ein Vertrauensschutz geschaffen 

warden. Dort werde nm1ich das Fehien van Name, Anschrift und 

Wohnsitzstaat als behebbarer Mangel bezeichnet. 

VI. Der Vertreter des BeschwerdefUhrers beantragt, die Zulssig-

keit des Einspruchs seines Mandanten festzustellen und die 

J 	RUckzahlung der BeschwerdegebUhr anzuardnen. 

EntscheidungsgrUnde 

1. Die Beschwerde entspricht den Artikein 106 bis 108 sowie der 

Regel 64 EPU; sie ist daher zulassig. 
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2. Der Formalsachbearbeiter der EinspruchsabteilUng 1st nach der 

Mitteilung in Amtsbl. EPA 1982,61 mit der Formaiprufung des 

Einspruchs betraut. Dabei ist er sowohi zur Feststellung von 

RechtsverlUStefl (Nr. 4 der Mitteilung), wie zur Entscheidung 

Uber die Unzulässigkeit des Einspruchs (Nr. 6 der Mitteilung) 

ermächtigt. Die angefochtene Entscheidung ist daher von einem 

zustndigen Organ des EPA getroffen worden. 

3. Die Aussage in der Einspruchsschrift, daB der Einspruch vom 

Unterzeichner der Einspruchsschrift in Untervollmacht der 

vertreter-Soziett eingelegt werden solle, deutet darauf hin, 

daB eine bestehende Vollmacht eines Mandanten vorausgesetzt 

wird. Auch auf ausdrUckliche Frage, ob der Einspruch etwa im 

eigenen Namen und Interesse der Soziett eingelegt worden sei, 

wurde nie behauptet, daB dies beabsichtigt gewesen sei. Durch 

spätere Vorlage der Vollmacht nach Ablauf der Einspruchsfrist 

wurde vielmehr besttigt, daB der Einspruch im Auftrag eines 

Mandanten eingelegt worden war, dessen Nennung unterblieben 

1st. 

4. Da somit die vertreter-Sozietat nicht selbst als Einsprechen-

der auftrat, stelit sich die Rechtsfrage, ob der bei Ablauf 

der Einspruchsfrist anonym gebliebene Einsprechende noch 

nachtrg1ich benannt werden kann oder ob der Mangel unbe-

hebbar ist. FUr ihre Beantwortung sind verschiedene Gesichts-

punkte von Bedeutung. Zunchst kommt es auf die Frage an, ob 

bei Ablauf der Einspruchsfrist der nach Artikel 99 (1) EPU 

zur Einlegung des Einspruchs berechtigte "jedermann" in einer 

bestirnmten person konkretisiert sein mu8. Dabei ist auch zu 

prUfen, ob die Berichtigungsfhigkeit des Namens des Em-

sprechenden nach Regel 55 a) und 56 (2) EPU auch seine nach-

trg1iche erstmalige Nennung erlaubt. Schliel3lich bleibt zu 

untersuchen, ob unabhngig von den Me5glichkeiten, die diese 
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Regein eröffnen, eine Berichtigung nach Regel 88 Satz 1 EPU 

erfolgen kann. 

5. Dem Vertreter des BeschwerdefUhrers ist darin zuzustiminen, 

daB das Einspruchsverfahren im Interesse der bffentlichkeit 

als Popularverfahren ausgestaltet ist, also "jedermann" zurn 

Einspruch berechtigt ist. Die "jedermann" gegebene Mglich-

keit, ein soiches Verfahren zur Uberprufung der Patenter-

teilung einzuleiten, besteht allerdings nur bis zu einem 

kiar definierten Zeitpunkt. Sowohi fUr die Erteilungsbehorde, 

wie fUr den Patentinhaber, muB eindeutig feststellbar sein, 

von wann ab das Patent nicht mehr mit einem Einspruch ange-

griffen werden kann. Daher steilt das tibereinkommen im Inte-

resse der Rechtssicherheit an den Einspruch gewisse Anforde-

rungen, die bis zum Ablauf der Einspruchsfrist erfUilt sein 

mUssen, so die Bestimmbarkeit des angegriffenen Patents, die 

Schriftlichkeit, die Notwendigkeit einer konkreten Em-

spruchsbegrUndung und die GebUhrenzahlung. Sind diese 

Kriterien bei Ablauf der Einspruchsfrist nicht erfUlit, so 

ist eine tYberprufung des Patents im Einspruchsverfahren aus-

geschlossen, ohne daB es die Mglichkeit einer Wiederein-

setzung nach Artikel 122 gabe. 

6. Zu den genannten Kriterien muI3 es auch gerechnet werden, daB 

die Person des sijedermannhl  in einer unaustauschbaren Weise 

als Einsprechender, d. h. als Beteiligter im Sinne von 

Artikel 99 (4) EPU festgelegt 1st. Zwar ist bis zum Ablauf 

der Einspruchsfrist jede beliebige Person zur Einlegung eines 

Einspruchs berechtigt. Dann aber muB ihre Identität fest-

liegen, da sie nur so i.S.v. Artikel 99 (4) EPt) Beteiligte 

des Einspruchsverfahrens sein kann. Falls bis zum Ende der 

Einspruchsfrist keine identifizierbare Person Einspruch ein-

gelegt hat, ist kein Einspruchsverfahren anhngig. Mit der 

Erhebung des Einspruchs verwandelt sich die bloI3e Befugnis, 

die jeder hat, in eine Beteiligung am Einspruchsverfahren, 

00661 



7 	 T25/85 

die nur der erlangt, der von dieser Befugnis frist- und form-

gerecht Gebrauch macht (ähnhich auch der deutsche Bundes-

gerichtshof in der Entscheidung "Gelenkkupplung", Bi. f. PMZ, 

1968, 327, 328, Nr. II 2.c). 

7. Die Beschwerdekammer hat keinen Zweifel daran, daB .der 

jetztige Beschwerdefuhrer vor der Einlegung des Einspruchs 

der Vertreter-Soziett einen entsprechenden Auftrag gegeben 

hat. Somit lag seine Person bei Ablauf der Einspruchsfrist in 

ihrer Identitt fest, wenn diese auch fUr Amt und Patentin-

haber noch nicht erkennbar war. Dies genflgt aber nicht, urn 

dem BeschwerdefUhrer bei Ablauf der Einspruchsfrist die 	 C 
Stellung eines Beteiligten am Einspruchsverfahreri irn Sinne 

von Artikel 99 (4) EPU zu verschaffen. Urn Beteiligter am 

Einspruchsschriftsatz zu sein, mul3 er bei Ablauf der Em.-

spruchsfrist auch fUr das .rnt und den Patentinhaber in 

identifizierbarer Weise festliegen. Wer die Beteiligten an 

einern Einspruchsverfahren sein soilen, kann nicht erst nach 

dessen Beginn durch I3eweiserhebung errnittelt werden. 

B. Die Notwendigkeit der Identifizierbarkeit des Einsprechenden 

läBt sich neben diesen aligemeinen Uberlegungen auch aus der 

Forderung der Schriftlichkeit des Einspruchs in Artikel 99 

(1) EPU ableiten. Wenn man zunachst vorn Fall der Einlegung 

des Einspruchs durch einen Vertreter (wie im vorliegenden 

Fall) absieht, so kann ein Einspruch die geforderte Schrift-

form zunchst zwar ohne Unterschrift (Regel 36 (3) EPU), 

nicht aber ohne Nennung des Einsprechenden erfUllen. Wenn für 

eine rechtserhebliche Erk1rung Schriftform verlangt wird, so 

beschrnkt sich diese Forderurig nicht auf den Erklrungsin-

halt, sie setzt vielmehr einen Erklrenden voraus. Bei Em-

legung des Einspruchs durch Vertreter ist die Schriftform 

zwar durch diesen erfUllbar, weil er als der Erklrende auf-

tritt. Jedoch ist eine vertretung ohne Bezeichnung dessen, 

der vertreten werden soil, nicht m3glich. Es gibt zwar frist- 
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wahrende Vertretung ohne Vorlage einer Vollrnachtsurkunde, da 

diese nachgebracht werden kann (Regel 101 (4) EPU). Es gibt 

aber - im Auf3enverhltnis - keine Vertretung fUr einen erst 

noch zu Benennenden. Dies zeigt, daB eine Identifizierbarkeit 

des Einsprechenden auch notwendig ist, urn (bei Einlegung ohne 

vertreter) die Schriftform im Sinne von Artikel 99 (1) EPU zu 

erfUllen oder urn (bei Einlegung durch Vertreter) ein Handein 

als Vertreter irn Sinne von Artikel 133 (2) und (3) EPU zu 

ermög lichen. 

9. in der angefochtenen Entscheidung, die weitgehend der Ent-

scheidung "Einspruch; Zulassigkeit" (vgl. oben Iv) ent-

spricht, wird zu Recht auch aus verschiedenen Erfordernissen 

des t)bereinkomrnens geschlossen, daB es einer fUr das Arnt 

feststellbaren Identitat des Einsprechenden bedarf. So kann 

es von der Person des Einsprechenden abhngen, ob der Em-

spruch nach Regel 1 (1) Satz 2 EPU in einer fUr ihn zuge-

lassenen Sprache abgefa3t, ob die EinspruchsgebUhr im Falle 

der Regel 6 (3) EPU in ausreichender Höhe gezahlt jet, ob em 

Vertretungserfordernis nach Artikel 133 (2)und (3) EPU be-

steht, wie auch - nicht zuletzt - ob die ailgemeinen Verfah-

rensvoraussetzungen der Rechts- und Geschaftsfhigkeit ge-

geben sind. Derartige Erfordernisse kbnnen nicht von einer 

nachtrglichen BeweisfUhrung Uber die Person des Em-

sprechenden abhangen. 

10. Aus Vorstehendern ergibt sich, daB der in der Entscheidung 

"Einspruch; Zulssigkeit" (vgl. oben Iv) vorgenommenen Ab-

grenzung des Anwendungsbereichs von Regel 56 (1) in Ver-

bindung mit Artikel 99 (1) EPU einerseits und Regel 56 (2) in 

Verbindung mit Regel 55 a) EPU andererseits zuzustimrnefl ist. 
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Danach können Mängel und LUcken in den Angaben Uber den Em-

sprechenden nach Regel 56 (2) EPU auf Aufforderung berichtigt 

werden, während die Identitt des Einsprechenden am Anfang 

des Verfahrens nachprUfbar feststehen muf3. Wie die Bezugnahrne 

in Regel 55 a) auf Regel 26 (2) c) EPU zeigt, geht es bei den 

behebbaren Mangein urn Einzelheiten der korrekten Bezeichnung 

der natUrlichen oder juristischen Person oder urn postalische 

Erfordernisse der Anschrift. Nach Ablauf der Einspruchsfrist 

ausgeschlossen ist hingegeben das Nachbringen von Angaben, 

sofern durch diese der Einsprechende dern Europäischen 

Patentarnt gegenUber erst in seiner Identitt festgelegt 

wUrde. 

11. Eine derartige Auslegung der Regein 55 a) und 56 EPU wird 

auch durch einen vergleich mit ahnlichen Regelungen be-

stätigt. Die genannten Regein sind - wie durch die Bezugnabme 

auf Regel 26 (2) c) EPU erkennbar - der Situation bei der 

Festlegung der Person des Patentanmelders nachgebildet. Em 

Anmeldetag kann nach Artikel 80 c) EPU nur gewonnen werden, 

wenn die eingereichten Unterlagèn Angaben enthalten, die es 

erlauben, die Identität des Anmelders festzustellen. Im 

Ubrigen kann den Erfordernissen der Regel 26 (2) c) EPU Uber 

die Bezeichnung des Anmelders auch nachtrg1ich nach Artikel 

91 (2) entsprochen werden. Eine vergleichbare Situation 

besteht ferner bei der Einlegung einer Beschwerde. Auch bier 

muS der BeschwerdefUhrer bei Ablauf der Beschwerdefrist 

identifizierbar sein, was sich aus den Artikein 106 (i) 107 

und 108 EPU ableiten 113t. Einzelheiten hinsichtlich seiner 

Bezeichnung sind hingegen nach den - textgleich zu den Regein 

55 a) und 56 EPU abgefal3ten - Regein 64 a) und 65 EPU nach-

bringbar. Zur Identifizierung kann irn Falle der Beschwerde 

allerdings die angegriffene Entscheidung der Vorinstanz 

beitragen. Trotzdem kann auch eine Beschwerde an fehiender 

Identifizierbarkeit des BeschwerdefUhrers scheitern. 
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12. Es bleibt noch die Frage, ob nicht die Regel 88 Satz 1 

EPU angewendet werden kann, urn bei nicht feststellbarer 

Identitt des Anmelders im Falle von Artikel 80 c) EPU oder 

des Einsprechenden im Falle von Artikel 99 (1) EPU oder des 

BeschwerdefUhrers im Falle der Artikel 106 (1), 107 und 108 

EPU die zur Identifizierung notwendigen Angaben im Wege der 

Berichtigung nachzutragen. Die Frage ist zu verneinen. Die 

sicth aus dem EPU ergebende Forderung, dal3 am Ende der Em-

spruchsfrist fUr Amt und Patentinhaber die Person des Em-

sprechenden identifizierbar sein muI3, macht es notwendig, die 

Regein 55 a) und 56 (2) EPU gegenUber Regel 88 Satz 1 EPU als 

"lex spezialis" anzusehen. Diese besonderen Regeln Uber die 

Berichtigung der Einspruchsschrift nach Ablauf der Em-

spruchsfrist erlauben zwar Berichtigungen in der Bezeichnung 

des Einsprechenden, aber nicht seine nachtrg1iche Nennung. 

13. Schlie3lich konnte auch der Gebrauch des Formblatts 2302.2 

in der Mitteilung des Formalsachbearbeiters keinen Ver-

trauensschutz dahin schaffen, daf3 der Mangel der Nicht-

Nennung des Einsprechenden ungeachtet der oben dargelegten 

und kiaren Rechtslage heilbar sei. Ein vertrauensschutz kommt 

schon deswegen nicht in Betracht, weil das Arnt den Beschwer-

defUhrer nicht von der rechtzeitigen ErfUllung des Former-

fordernisses abgehalten hat. Der genannte Bescheid erging 

erst nach Mlauf der Einspruchsfrist. Im zweiseitigen Ver-

fahren wird der Verstoi3 gegen zwingende Normen auch kaurn aus 

GrUnden des Vertrauensschutzes geheilt werden können, weil 

eine soiche Heilung regelmai3ig in die Rechte anderer Betei-

ligter eingreifen wUrde. 

14. Der Einspruch entspricht daher nicht dem Erfordernis von 

Artikel 99 (1) EPU und 1st nach Regel 56 (1) als unzulassig 

zu verwerfen. 
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15. FUr eine RUckzahlung der BeschwerdegebUhr fehit es an den 

VoraussetZuflgen von Regel 67 EPU. 

Entscheidungsformel 

Aus diesen GrUnden wird wie folgt entschieden: 

1. Die Beschwerde wird zuruckgewiesen. 

2. Der Antrag auf RUckzahlung der BeschwerdegebUhr wird 

abgeiehnt. 

C 
Der Geschftsste11enbeamte: 	Der Vorsitzende: 

J. RUckerl 
	

K. Jahn 

C 
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